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Gute Arbeit statt Schikane!
Das Bundesverfassungsgericht hat extreme und 
existenzbedrohende Sanktionen für Empfänge-
rinnen und Empfänger von Arbeitslosengeld II 
für verfassungswidrig erklärt. Das ist ein wichti-
ger erster Schritt. Aber: Bis zu 30 Prozent der 
Leistungen dürfen auch in Zukunft gestrichen 
werden – etwa, wenn Erwerbslose sich weigern, 
„zumutbare“ Arbeit anzunehmen. Am Hartz-IV-
System ändert das Urteil damit wenig. 

Auch weiterhin wird mit Sanktionsdrohungen 
Druck und Angst erzeugt. Auch weiterhin wer-
den Erwerbslose gezwungen, jede angebotene 
Arbeit anzunehmen. Denn so gut wie jeder Job 
gilt als „zumutbar“ – auch Arbeit weit unter 
dem Qualifikationsniveau der Betroffenen und 
weit unter Tarif bezahlt. Der Staat macht sich 

auf diese Weise zum Förderer von Niedriglöh-
nen, sozialer Unsicherheit und ausbeuterischen 
Arbeitsbedingungen. Er macht sich zum Kompli-
zen der besonders unanständigen Arbeitgeber. 
Der gesetzliche Mindestlohn ändert daran 
nichts, auch wenn das oft behauptet wird.  

ver.di sagt: Das soziokulturelle Existenzmini-
mum, das Menschen zum Leben in unserer Ge-
sellschaft brauchen, muss für alle gewährleistet 
werden. Dazu müssen die Regelsätze korrekt er-
mittelt und daher erhöht werden. Und es muss 
ein Recht geben, schlechte Arbeit abzulehnen. 
Übrigens auch für Unter-25-Jährige, die das 
Hartz-IV-System derzeit noch schärfer sanktio-
niert als Ältere. Wer ernsthaft an Guter Arbeit 
interessiert ist, der schafft Sanktionen ab.  



Titel	 Vorname	           Name		  Ich möchte Mitglied werden ab

        	 0 1 2 0
Straße			   Hausnummer	 Geburtsdatum

	

	

	
Land/PLZ	 Wohnort

	
	 Geschlecht�  weiblich      männlich

Telefon		  E-Mail

	 	

Datenschutzhinweise
Ihre personenbezogenen Daten werden von der Gewerkschaft ver.di gemäß der europäischen Datenschutzgrundverordnung (DSGVO) und 
dem deutschen Datenschutzrecht (BDSG) für die Begründung und Verwaltung Ihrer Mitgliedschaft erhoben, verarbeitet und genutzt.  
Im Rahmen dieser Zweckbestimmungen werden Ihre Daten ausschließlich zur Erfüllung der gewerkschaftlichen Aufgaben an diesbezüglich 
besonders Beauftragte weitergegeben und genutzt. Eine Weitergabe an Dritte erfolgt nur mit Ihrer gesonderten Einwilligung.  
Die europäischen und deutschen Datenschutzrechte gelten in ihrer jeweils gültigen Fassung. Weitere Hinweise zum Datenschutz finden  
Sie unter https://datenschutz.verdi.de.

Hiermit erkläre ich  meinen Beitritt zu ver.di  /  zeige Änderungen meiner Daten an1)  und nehme  die Datenschutzhinweise  zur Kenntnis.

Vertragsdaten

1) nichtzutreffendes bitte streichen

Beschäftigungsdaten

 Angestellte*r	  Beamter*in	  erwerbslos

 Arbeiter*in	  Selbständige*r

 Vollzeit     Teilzeit          Anzahl Wochenstunden:

 Auszubildende*r / Volontär*in / Referendar*in	  �Praktikant*in

 �Schüler*in / Student*in (ohne Arbeitseinkommen)	  �Dual Studierende*r

 �Sonstiges	                  bis:

Bin / war beschäftigt bei (Betrieb / Dienststelle / Firma / Filiale)

Straße	 Hausnummer

    
PLZ	 Beschäftigungsort

    
Branche

ausgeübte Tätigkeit

monatlicher Bruttoverdienst

  � €

Lohn-/Gehaltsgruppe o. Besoldungsgruppe

Tätigkeits- / Berufsjahre o. Lebensalterstufe

Monatsbeitrag

  � €

Der Mitgliedsbeitrag beträgt nach § 14 der ver.di-Satzung pro Monat 1 % des regelmäßigen monat- 
lichen Bruttoverdienstes, jedoch mindestens 2,50 Euro. Er wird monatlich zum Monatsende fällig. 

Ich wurde geworben durch: 
Name Werber*in

Mitgliedsnummer

SEPA-Lastschriftmandat

Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft 
Gläubiger-Identifikationsnummer: DE61ZZZ00000101497 
Die Mandatsreferenz wird separat mitgeteilt.

Ich ermächtige ver.di, Zahlungen von meinem Konto mittels Lastschrift 
einzuziehen. Zugleich weise ich mein Kreditinstitut an, die von ver.di auf 
mein Konto gezogenen Lastschriften einzulösen. Hinweis: Ich kann innerhalb 
von acht Wochen, beginnend mit dem Belastungsdatum, die Erstattung des 
belasteten Betrages verlangen. Es gelten dabei die mit meinem Kreditinstitut 
vereinbarten Bedingungen.

Titel / Vorname / Name (nur wenn Kontoinhaber*in abweichend)

Straße und Hausnummer

PLZ/Ort

IBAN 

Deutsche IBAN (22 Zeichen)

Ort, Datum und Unterschrift    

Mitgliedsnummer

 

 Beitrittserklärung
 Änderungsmitteilung
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Ort, Datum und Unterschrift    
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